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Bebauungsplan
„Im Hasengrund II“
in Deggenhausertal – Urnau

1. Rechtsgrundlagen

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplans sind:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt ge-

ändert durch Gesetz vom 8. Aug. 2020 (BGBL. I S. 1728)

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellungen des Planinhalts (Planzeichen-

verordnung - PlanzV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch

Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

• Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05. März 2010 (GBl. S. 357), zuletzt geändert durch

das Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 313)

• Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBI. S. 581), zuletzt

geändert durch das Gesetz vom 02. Dezember 2020 (GBl. S. 1095)

Auf Grundlage des § 9 BauGB sowie des § 9a BauGB in Verbindung mit der BauNVO und der LBO Baden-

Württemberg werden für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes nachfolgende planungsrechtliche Fest-

setzungen erlassen.  Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen planungsrechtlichen

Festsetzungen im Geltungsbereich außer Kraft.

In Ergänzung zum Plan und zur Zeichenerklärung vom 07.07.2021 wird folgendes festgesetzt:
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2. Planungsrechtliche Festsetzungen (§§ 1 bis 23 BauNVO + § 9 BauGB)

2.1 Räumlicher Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind im zeichnerischen Teil schwarz ge-

strichelt dargestellt.

2.2 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO)

2.2.1 Reines Wohngebiet (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO sowie § 3 BauNVO)

Reine Wohngebiete dienen dem Wohnen.

allgemein 
zulässig

ausnahmsweise 
zulässig 

nicht zulässig

Wohngebäude

Anlagen zur Kinderbetreuung, die den 
Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienen

Läden die zur Deckung des täglichen Bedarfs 
für die Bewohner des Gebiets dienen 

nicht störende Handwerksbetriebe die zur 
Deckung des täglichen Bedarfs für die 
Bewohner des Gebiets dienen

kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes

sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den 
Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets 
dienende Anlagen für kirchliche, kulturelle, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke

 

2.3 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO)

2.3.1 Höhe der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 18 BauNVO)

Wand- und Gebäudehöhen

Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen ist gemäß zeichnerischem Teil durch die Festsetzung der maxi-

malen Wandhöhe (WHmax) und der maximalen Gebäudehöhe (GHmax) begrenzt und bezieht sich auf die Erd-

geschossfertigfußbodenhöhe (EFH).

Die Wandhöhe wird gemessen von der EFH bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachkonstruktion.

Die Gebäudehöhe wird gemessen von der EFH bis zu dem Punkt, an dem das Gebäudedach am höchsten in

Erscheinung tritt.
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Bei den unterschiedlichen Dachformen ist die Wandhöhe an den nachfolgend dargestellten Bezugspunkten

zu ermitteln:

Erdgeschossfertigfußbodenhöhe (EFH)

Die EFH wird mit plus / minus 0,5 m über bzw. unter dem vorhandenen natürlichen Gelände im Mittelpunkt /

Schwerpunkt des Gebäudes festgesetzt. Weitergehende Abweichungen von der festgesetzten Höhenlage der

EFH können im Einzelfall zugelassen werden, wenn die topographischen Verhältnisse dies nach erfolgter

Fertigstellung der Erschließungsanlagen erfordern.
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2.3.2 Grundflächenzahl (GRZ) (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. m. §§ 16 und 19 BauNVO)

Die Grundflächenzahl (GRZ) ist entsprechend dem zeichnerischen Teil in der Nutzungsschablone festgesetzt.

2.3.3 Zahl der Vollgeschosse (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 und 20 BauNVO)

Die  maximal  zulässige  Zahl  der  Vollgeschosse  ist  dem zeichnerischen Teil  zu  entnehmen  und  wird  als

Höchstwert festgesetzt. 

2.4 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen und Stellung der baulichen 
Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 10 BauGB i. V. m. §§ 22 und 23 BauNVO)

2.4.1 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO) 

Entsprechend dem  zeichnerischen Teil wird die offene Bauweise (o) festgesetzt. Zulässig sind nur Einzel-

und Doppelhäuser. 

2.4.2 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO)

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im zeichnerischen Teil durch Baugrenzen festgesetzt.

2.5 Flächen für Nebenanlagen, die auf Grund anderer Vorschriften für die Nutzung von Grundstücken 
erforderlich sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. §§ 12 und 14 BauNVO)

2.5.1 Garagen und Carports (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 12 BauNVO)

Garagen und Carports können ausnahmsweise auch auf der nicht überbaubaren Grundstücksfläche zugelas-

sen werden, wenn folgende Voraussetzungen gegeben sind:

• Garagen müssen zu den öffentlichen Verkehrsflächen bei Parallelaufstellung einen seitlichen Mindestab-

stand von 1,00 m und bei Senkrechtaufstellung einen Stauraum von mindestens 5,50 m einhalten. 

• Carports ohne Seitenwände müssen zu öffentlichen Verkehrsflächen und Grundstückszufahrten einen

Mindestabstand von 1,00 m einhalten.

• Carports mit  Seitenwänden müssen zu öffentlichen Verkehrsflächen und Grundstückszufahrten einen

Mindestabstand von 3,00 m einhalten.

• Garagen und Carports müssen zu den bestehenden Grundstücken 156/8, 156/9, 156/10 und 156/11 einen

Abstand von mindestens 0,50 m einhalten.

2.5.2 Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und §§ 14 und 23 Abs. 5 BauNVO) 

Anlagen für die Tierhaltung einschließlich der Kleintierhaltungszucht sind nicht zulässig.

Nebenanlagen müssen zu den bestehenden Grundstücken 156/8, 156/9, 156/10 und 156/11 einen Abstand

von mindestens 0,50 m einhalten.
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2.6 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenverkehrsflächen werden entsprechend den Eintragungen im zeichnerischen Teil festgesetzt. Die Ein-

teilung der Straßenverkehrsflächen ist nicht Gegenstand der Festsetzungen.

2.7 Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen und -leitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Oberirdische Strom- und Fernmeldeleitungen sind innerhalb des Geltungsbereichs nicht zulässig.

2.8 Flächen für die Wasserwirtschaft, für Hochwasserschutzanlagen und für die Regelung des 
Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Entsprechend dem zeichnerischen Teil wird zur Versickerung des unbelasteten Oberflächenwassers eine Re-

tentionsfläche festgesetzt.

Auf der am südöstlichen und südwestlichen Rand des Geltungsbereichs festgesetzten „Fläche für die Was-

serwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses“ ist ein 2,00 m breiter und  

0,30 m hoher Erdwall zu errichten.

2.9 Öffentliche Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Entsprechend dem zeichnerischen Teil wird eine öffentliche Grünfläche festgesetzt.

2.10 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Zur Vermeidung, Minimierung und zum Schutz der Belange von Natur und Landschaft werden folgende Fest-

setzungen getroffen:

• Bei der Installation neuer Beleuchtungseinrichtungen sind streulichtarme, geschlossene Leuchtentypen
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mit geringer Lockwirkung für Insekten (z. B. Natriumdampf-Hochdrucklampen, -Niederdrucklampen oder

LEDs) zu verwenden. Die Installation ist so durchzuführen, dass das Licht konzentriert – von den angren-

zenden Streuobstbeständen und dem Schupelbach weg – abgestrahlt wird.

• Bei der Errichtung von Einfriedungen ist die Durchgängigkeit für Kleintiere zu gewährleisten.

• Stellplätze sowie die Zufahrten zu Stellplätzen, Garagen und Carports sind mit wasserdurchlässigen Ma-

terialien (beispielsweise Fugenpflaster, Rasengitter) herzustellen.

• Je 500 qm Grundstücksfläche ist mindestens 1 Laub- oder Obstbaum zu pflanzen. Die Baumpflanzungen

sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Bebauung vorzunehmen, dauerhaft zu unterhalten, zu

pflegen und bei Abgang zu ersetzen. Auf die Pflanzliste wird verwiesen.

2.11 Flächen mit Bindungen für die Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Auf der entsprechend festgesetzten Fläche ist eine Hecke zu pflanzen. Die  in den Hinweisen befindliche

Pflanzliste gibt Empfehlungen zur Verwendung von standorttypischen Gehölzen. Die festgesetzten Pflanzun-

gen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Bebauung vorzunehmen. Sie sind dauerhaft zu unter-

halten und zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen.
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3. Hinweise

3.1 Oberboden und Erdarbeiten

Der humose Oberboden ist getrennt abzutragen, sorgfältig zu sichern und möglichst vollständig auf dem

Grundstück wieder zu verwenden.  Dies gilt  auch für  Baustellenzufahrten, Baulagerflächen und sonstige

temporäre Einrichtungen.  Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist  ein Wiederverwendungs- und

Entsorgungskonzept für evtl. anfallenden Überschuss an Erdaushub zu erstellen.

Die Erdarbeiten sind möglichst im Massenausgleich durchzuführen. Auf die Verpflichtung zum schonenden

Umgang mit dem Naturgut Boden gemäß § 1a Abs.1 BauGB wird hingewiesen. Die Bodenversiegelung ist auf

das unabdingbare Maß zu beschränken.

Auf § 3 des Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz zur Vermeidung und Verwertung von Bau- und Abbruchabfäl-

len wird verwiesen.

3.2 Untergrundverunreinigungen, Altlasten und Abfallbeseitigung

Bekannte, vermutete, sowie gefundene Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Men-

schen, bedeutende Sachwerte oder erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlos-

sen werden können, sind der unteren Bodenschutzbehörde zu melden.

Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesammelt und einer Verwertung

zugeführt bzw. als Abfall entsorgt werden. Es wird besonders auf die mögliche Bodengefährdung durch Far-

ben,  Lacke,  Verdünnungsmittel,  Holzschutzmittel,  Mörtelverfestiger,  Wasserschutzanstriche  und  andere

Bauchemikalien verwiesen. Beim Umgang mit diesen Stoffen ist besondere Sorgfalt geboten. Sie dürfen auf

keinen Fall in den Boden gelangen. Leere Behälter und Reste sind ordnungsgemäß zu entsorgen. 

Bei Bauvorhaben, bei denen jeweils oder in Kombination mehr als 500 m³ Erdaushub anfallen, bei verfah-

renspflichtigen Abbruchmaßnahmen, sowie bei einer verfahrenspflichtigen Baumaßnahme, die einen Teilab-

bruch umfasst, ist der Baurechtsbehörde im Rahmen des Verfahrens ein Abfallverwertungskonzept nach § 3

Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) vorzulegen und durch die untere Abfallrechtsbehörde

zu prüfen.

3.3 Geologie, Geotechnik und Baugrund

Hinsichtlich Baugrundaufbau, Bodenkennwerten, Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, Baugru-

bensicherung, Grundwasser etc. wird eine ingenieurgeologische Beratung durch ein Ingenieurbüro empfoh-

len.
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3.4 Grundwasserschutz

Das Eindringen von gefährlichen Stoffen in das Erdreich ist zu verhindern. Zum Schutz des Grundwassers

vor wassergefährdenden Stoffen – auch im Zuge von Bauarbeiten – sind die erforderlichen Schutzvorkehrun-

gen gegen eine Verunreinigung bzw. nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften zu treffen. Ggf. sind

die Regelungen zum Umgang mit bzw. zur Lagerung von wassergefährdenden Stoffen zu beachten. 

Das Erschließen von Grundwasser im Zuge der Bauarbeiten (wassergesättigter Bereich) ist unverzüglich

beim Landratsamt Bodenseekreis, Amt für Wasser- und Bodenschutz, anzuzeigen (§ 43 Abs. 6 WG). Unter-

halb des höchsten Grundwasserspiegels sind Drainagen zur dauerhaften Regulierung des Grundwassers mit

dauernder Ableitung/Absenkung des Grundwassers nicht zulässig (§ 9 WHG).

Bauwerksteile im Grundwasser- und Grundwasserschwankungsbereich sind druckwasserdicht oder als wei-

ße Wanne auszuführen.

Kanal- und Leitungsgräben unterhalb des Grundwasserspiegels sind so mit Sperrriegeln zu versehen, dass

über die Gräben kein Grundwasser abgeführt wird.

Eine Wasserhaltung während der Bauzeit (Grundwasserabsenkung) und das Einbringen von Stoffen in das

Grundwasser (Fundamente, Leitungen etc.) stellen eine Benutzung eines Gewässers (§ 9 WHG) dar und be-

dürfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis.

Anzeigen und Anträge auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis sind an das Landratsamt Bodensee-

kreis, Amt für Wasser- und Bodenschutz zu richten.

3.5 Beseitigung von Niederschlagswasser

Bei der Schmutz- und Oberflächenentwässerung sind die entsprechenden Gesetze und Verordnungen zu

beachten. Details der Entwässerung sind im Zuge des Entwässerungsgenehmigungsverfahrens zu klären.

3.6 Denkmalschutz

Bei der Durchführung der Bebauung besteht die Möglichkeit, dass bisher unbekannte Bodenfunde entdeckt

werden. Sollten während der Bauarbeiten archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies ge-

mäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische

Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brand-

schichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in

unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist

einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Siche-

rung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf

zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden.
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3.7 Vermessungs- und Grenzzeichen

Vermessungs- und Grenzzeichen sind für die Dauer der Bauausführung zu schützen und soweit erforderlich,

unter den notwendigen Schutzvorkehrungen zugänglich zu halten. Die Sicherung gefährdeter Vermessungs-

zeichen ist vor Beginn beim Vermessungsamt zu beantragen.

3.8 Einbauten (Rückenstützen und Böschungen der Straßenverkehrsflächen, Straßenschilder etc.) auf
privaten Grundstücksflächen

Auf Grund der örtlichen Verhältnisse kann es erforderlich sein, dass zur Herstellung und zur Unterhaltung

der Verkehrsflächen in die Randbereiche der angrenzenden Privatgrundstücke eingegriffen werden muss.

Haltevorrichtungen sowie Leitungen für die Straßenbeleuchtung einschließlich Beleuchtungskörper und Zu-

behör sowie Kennzeichen- und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen befinden sich aus verschiedenen

Gründen sinnvollerweise zum Teil neben der Straßenverkehrsfläche auf den privaten Grundstücken. 

Zudem können zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen zum Teil  Böschungen, Stützmauern und

Hinterbetonstützen  für  die  Straßenrandeinfassung  auf  den  angrenzenden  Privatgrundstücken  notwendig

werden. Die Gemeinde wird notwendige Einbauten frühzeitig mit den betroffenen Grundstückseigentümern

erörtern und notwendige Einbauten über z. B. Grunddienstbarkeiten sichern.

3.9 Vogelfreundliche Bauweise

Bei der Errichtung von Gebäuden mit Glasfassaden oder -elementen kann sich das Kollisionsrisiko für Vögel

stark erhöhen. Auch kleine Glasflächen oder Fenster können insbesondere durch Spiegelungen natürlicher

Grünstrukturen eine Gefahr für Vögel darstellen. Neubauten sollten möglichst vogelfreundlich geplant wer-

den.  Bezüglich des mit dem Bauvorhaben verbundenen Kollisionsrisikos und möglicher Gegenmaßnahmen

wird eine Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde empfohlen und auf die entsprechenden Publika-

tionen „Vogelschlag an Glas“ des BUND und „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ der Schweizeri-

schen Vogelwarte Sempach verwiesen. 

3.10 Pflanzliste

Innerhalb des Geltungsbereichs ist bei Pflanzungen folgende Pflanzliste anzuwenden:

1. Laubbäume 1. + 2. Ordnung für Vorgärten und Hausgärten

Botanischer Name Deutscher Name

Acer campestre Feld-Ahorn

Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn

Juglans regia Walnuß

Prunus avium Vogelkirsche

Sorbus aucuparia Eberesche
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Sorbus domestica Speierling

Tilia cordata Winter-Linde

2. Bäume 3. Ordnung für Haus- und Vorgärten

Botanischer Name Deutscher Name

Prunus padus Trauben-Kirsche

3. Obstgehölze für Hausgärten / Private Grünflächen und Ausgleichsmaßnahmen

Apfel in regionalen Sorten, z. B. - Bettacher
- Berlepsch
- Bohnapfel*
- Börtlinger Weinapfel*
- Goldparmäne
- Goldrenette*
- Gravensteiner
- Jonathan
- Schweizer Orange* 

* für den Streuobstanbau geeignete Sorten, die gern. Liste der Landesanstalt für Pflanzenschutz während 
der vergangenen Jahre weniger vom Erreger der Feuerbrandkrankheit befallen waren (Stuttgart 1995)

Birnen in regionalen Sorten, z.B. - Gelbmöstler
- Geißhirtle
- Palmischbirne*
- Pastorenbirne
- Schweizer Wasserbirne*

* für den Streuobstanbau geeignete Sorten, die gern. Liste der Landesanstalt für Pflanzenschutz während 
der vergangenen Jahre weniger vom Erreger der Feuerbrandkrankheit befallen waren (Stuttgart 1995)

Kirschen in regionalen Sorten, z.B. - Grosse schwarze Knorpel
- Hedelfinger Riesenkirsche
- Kassins frühe Herzkirsche
- Schneiders späte Knorpel

Pflaumen, Zwetschgen, Mirabellen

5. Ziersträucher für Haus- und Vorgärten

Botanischer Name Deutscher Name

Buxus sempervirens Buchsbaum

Philadelphus coronarius Bauern-Jasmin

Syringa Flieder

Taxus baccata Eibe
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Strauchrosen

6. Geschnittene Hecken für Hausgärten

Botanischer Name Deutscher Name

Acer campestre Feld-Ahorn

Buxus sempervirens Buchs

Carpinus betulus Hainbuche

Cornus mas Kornelkirsche

Ligustrum vulgare Liguster

7. Hecken für die Ortsrandeingrünung

Botanischer Name Deutscher Name

Acer campestre Feld-Ahorn

Corylus avellana Hasel

Carpinus betulus Hainbuche

Cornus Hartriegel

Rosa canina Echte Hundsrose

Ligustrum vulgare Liguster

Euonymus europaeus Gewöhnliches Pfaffenhütchen

Cornus mas Kornelkirsche

Cornus sanguinea Roter Hartriegel

8. Fassadenbegrünung für Hauswände

Botanischer Name Deutscher Name

Clematis vitalba Waldrebe

Hedera helix Efeu

Humulus lupulus Hopfen

Lonicera caprifolium Wohlriechende Geißblatt 

Darüber hinaus sind bei entprechenden Standortbedingungen die Echte
Weinrebe (Vitis) und verschiedene Kletterrosen möglich.

8. Unterpflanzung, flächige Bepflanzung für Hausgärten

Botanischer Name Deutscher Name

Hedera helix Efeu
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Ligustrum vulgare "Lodense" Zwerg-Liguster

Rosen, bodendeckende

Vinca minor Immergrün

heimische Stauden

Heimische Storchschnabelarten

Lamium maculatum Taubnessel

Ranunculus acris Hahnenfuß
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Fassungen im Verfahren:
Fassung vom 07.07.2021 mit Anpassung Pflanzliste 7 und 8 
gem. Beschluss GR vom 12.10.2021

Bearbeiter:

Andreas Gorgol / Axel Philipp

Es  wird  bestätigt,  dass  der  Inhalt  mit  den  hierzu  ergangenen  Beschlüssen  des  Gemeinderats  über-
einstimmt.

Ausgefertigt Gemeinde Deggenhausertal, den ..……………….

……………………………………………………………..

Fabian Meschenmoser (Bürgermeister)

Gottlieb-Daimler-Straße 2
88696 Owingen
07551/83498-0

info@gf-kom.de


